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Bündnis 90/  
Die Grünen 

Auszug aus dem Landtags- 
wahlprogramm 2022 von 

BÜNDNIS 90/Die Grünen

Du und Dein Leben in Schleswig- Holstein. 
Wir GRÜNE stehen für eine offene und vielfältige Gesellschaft, 
in der sich alle Menschen frei entfalten können. Allen Men-
schen in Schleswig-Holstein soll ein gerechtes und gleichbe-
rechtigtes Leben ermöglicht werden. Hierzu ist umfassende 
Teilhabe genauso unabdingbar wie eine gelungene Inklusions- 
und Migrationspolitik. Nur so können wir ein Land gestalten, 
das den Bedürfnissen aller Bürger*innen gerecht wird. (…)

Inklusion und Integration in der frühkindlichen 
Bildung 

Der Grundstein für eine inklusive Gesellschaft wird in jungen 
Jahren gelegt. Durch das tagtägliche Miteinander der Kinder 
in den Gruppen und Menschen mit Behinderungen in den 
Betreuer*innenteams kann der Entwicklung von Stereoty-
pen und diskriminierenden Verhaltensweisen entgegengewirkt 
werden. Wir wollen erreichen, dass geflüchtete Kinder von 
Beginn an in reguläre Kitas gehen können. Nur so kann die Ein-
bindung in die Gesellschaft erfolgreich gelingen.

Anerkennung und Weiterbildung
Menschen, die einen ausländischen Abschluss haben, wollen 
wir den (Quer-)Einstieg in die Berufswelt erleichtern und Wege 
finden, um die Anerkennung zu vereinfachen. Dazu gehören 
neben einer guten Beratung bei den Behörden Erleichterungen 
auch bei fehlenden Papieren, Unterstützung beim Spracher-
werb und bei noch fehlenden Fachkenntnissen. 

Neben zahlreichen Maßnahmen hier vor Ort werden wir den-
noch zwei Maßnahmen konkret angehen müssen. Es braucht 
die Vereinfachung der Anerkennung ausländischer Abschlüsse 
von hier lebenden Personen durch vereinfachte Weiterbil-
dungs- oder Umschulungsmaßnahmen. Außerdem werden 
wir die Zuwanderung aus dem Ausland brauchen, um dem 
Fachkräftemangel begegnen zu können. Wir sehen Menschen 
jedoch nicht nur als Arbeitskraft, sondern als Individuen, die 
zeitgleich die Möglichkeit haben müssen, an Sprachkursen teil-
zunehmen und Chancen zur gesellschaftlichen Teilhabe und 
persönlichen Weiterentwicklung bekommen müssen. Deshalb 
unterstützen wir die Bemühungen der Ampel-Regierung, Ver-
änderungen im Einwanderungsrecht vorzunehmen. (…)

Die guten Maßnahmen des Landesprogramms Arbeit zur 
Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten und Langzeitarbeits-
losen sowie zur Fort- und Weiterbildung werden wir fortfüh-
ren und weiterentwickeln. (…)

Gesundheit für alle
Ein inklusives Gesundheitssystem ist nicht nur für Menschen 
mit Behinderung und Menschen mit chronischen Erkrankun-
gen ein Gewinn, sondern für alle gesellschaftlichen Gruppen. 
Auch Arzt- und Therapiepraxen sollen in Zukunft barrierefrei 
gestaltet werden. Wir unterstützen die Einführung eines bar-
rierefreien Notrufs, der von allen Menschen genutzt werden 
kann. Wir brauchen Kompetenz und Hilfen bei der Behandlung 
der weiblichen Genitalverstümmelung in Schleswig-Holstein. 
Diese muss über Aufklärung sowie Aus- und Weiterbildungen 
im sozialen und medizinischen Bereich aufgebaut werden. Min-
destens eine kompetente Verweisberatung sowie Möglichkei-
ten der Begleitung müssen vorhanden und insbesondere für 
geflüchtete Menschen zugänglich sein. 

Noch immer gibt es viele Menschen, die formal nicht Teil unse-
res Gesundheitssystems sind, beispielsweise weil sie keine Aus-
weisdokumente besitzen. Wir setzen uns dafür ein, dass die 
Versorgung von Menschen ohne Papiere oder ohne Kranken-
versicherung sichergestellt wird. Darüber hinaus soll die Bera-
tung über Möglichkeiten, wieder krankenversichert zu werden, 
ausgebaut werden.

Du kommst an in einer Gesellschaft der Vielen 
– Migration und Integration

Zuwanderung hat es schon immer gegeben. Sie bereichert 
unsere Gesellschaft. Die große Herausforderung besteht 
darin, diese sinnvoll zu gestalten. Eine gute Migrations- und 
Fluchtpolitik muss sich an den Menschen orientieren, die sie 
betrifft. Deshalb steht für uns im Fokus, Menschen, die hier 
Zuflucht suchen, ein selbstbestimmtes und würdevolles Leben 
zu ermöglichen. Viele Menschen im Haupt- sowie Ehrenamt 
unterstützen dabei, diesem Ziel näher zu kommen.

Die gesamte Migrations- und Fluchtpolitik steht unter dem 
Paradigma des echten Ankommens. Für uns bedeutet dies, 
dass schutzsuchende Menschen hier eine offene Gesellschaft 
finden, die sie beim Ankommen nachhaltig unterstützt. Wir 
wollen den Aufenthalt in den Landesunterkünften spürbar ver-
kürzen. Arbeitsverbote und Kettenduldungen lehnen wir ab.

Wer hier ist, verdient eine faire Chance, hier auch ankommen 
zu dürfen. Wir wollen erreichen, dass Menschen, die in Schles-
wig-Holstein Schutz suchen, menschenwürdig wohnen können, 
unabhängig und ausgewogen beraten werden, einen vollen 
Zugang zu Sprachkursen und zum Bildungssystem erhalten und 
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medizinisch versorgt sind. Unser Ziel dabei ist es, den Men-
schen Sicherheit zu geben und sie so schnell wie möglich zu 
ermächtigen, ein selbstbestimmtes Leben zu führen. Besonders 
verletzliche Gruppen erhalten unsere gezielte Unterstützung.

Wir wollen gute Rahmenbedingungen für ein zusammenwach-
sendes Miteinander schaffen. Das bedeutet: funktionierende 
Strukturen ausbauen und stärken, Versorgungslücken schlie-
ßen, Zugänge weiter öffnen und Verfahren fair gestalten – und 
zwar in allen Lebensbereichen.

Ankommen in Schleswig-Holstein
Menschen, die eine Flucht hinter sich haben, kommen in Lan-
desunterkünften an, in denen sie nicht länger als drei Monate 
verweilen sollen. In allen Unterkünften von Land und Kommu-
nen sollen Schutzkonzepte und effektive Schutzstrukturen für 
vulnerable Gruppen bestehen. Ziel ist es aber, asylsuchenden 
Menschen möglichst schnell das Leben in einer eigenen Woh-
nung zu ermöglichen. Dabei wollen wir sie unterstützen.

Wir möchten von Beginn an Teilhabe- und Partizipationsmög-
lichkeiten durch den Zugang zu Sprache, Ausbildung und auch 
medizinischer Versorgung ermöglichen. Kinder und Jugendli-
che sollen von Anfang an in Kita und Schule gehen können, um 
schnell Anschluss an die Gesellschaft zu finden.

Viele Geflüchtete kommen als Jugendliche im Alter von 16 
oder 17 Jahren nach Deutschland. Sich in diesem Alter in ein 
neues Schulsystem mit anderer Lernkultur hineinzufinden, ist 
eine große Herausforderung. Wir wollen aktiv unterstützen, 
dass der Schulabschluss gelingt, denn er ist Voraussetzung für 
einen qualifizierten Berufseinstieg. Auch Erwachsenen möch-
ten wir ermöglichen, über einen Schulabschluss den Zugang 
zu einer qualifizierten Berufsausbildung zu erhalten. Entspre-
chende Strukturen werden wir an den Berufsbildenden Schu-
len ausbauen.

Eine unabhängige Rechtsberatung muss verfügbar sein, um 
Informationen über aufenthaltsrechtlichen Möglichkeiten zu 
bekommen und damit eigenständig über das eigene Verfahren 
entscheiden zu können. Dabei sollen besonders schutzbedürf-
tige Personen einen Zugang zu einer ihrem Schutzbedarf ent-
sprechenden, gendersensiblen und unabhängigen Asylverfah-
rensberatung bekommen.

Außerdem sollen Zuwanderungs- und Ausländerbehörden in 
Zusammenarbeit mit Migrationsberatungen und anderen Fach-
stellen Betroffene darüber beraten, wie sie ihren Aufenthalts-
status verbessern können.

Sprache ist zentral, um Teil einer Gesellschaft sein zu können. 
Deshalb wollen wir jeder Person, die hier neu ankommt, 
Sprachkurse anbieten und diese Angebote ausbauen. Dabei 
müssen wir ein besonderes Merkmal auf Personen richten, die 
eine Behinderung haben, die sich um die Betreuung von Kin-
dern oder Angehörigen kümmern, die Analphabet*innen sind 
oder andere Herausforderungen zu meistern haben. Für sie 
müssen wir angepasste Kurse in Präsenz wie auch digital anbie-
ten. Viele Menschen sind vor Generationen nach Schleswig-
Holstein gekommen und hatten keinen geregelten Zugang zu 
Sprachkursen. Insbesondere für diese Gruppe wollen wir mehr 
Sprachkurse anbieten.

Um unbegleitete minderjährige Flüchtlinge gut zu unterstüt-
zen, soll die Finanzierung von Vormundschaftsvereinen und 
damit die Förderung ehrenamtlicher Vormundschaften langfris-
tig gesichert werden.

Familiennachzug ermöglichen 
und bessere Bleibeperspektiven schaffen

Viele zugewanderte und geflohene Menschen warten jahre-
lang darauf, ihre Familien nachzuholen, um wieder gemeinsam 
leben zu können. Wir werden uns auf Bundesebene dafür ein-
setzen, dass die Anerkennung der Minderjährigkeit in Fami-
liennachzugsverfahren von dem Zeitpunkt der Antragsstel-
lung abhängig gemacht wird. Von Landesseite aus werden wir 
die Verfahren beschleunigen, indem wir die Ausländer- und 
Zuwanderungsbehörden dazu anhalten, Vorabzustimmungen 
zu erteilen.

Die neuen Beschlüsse auf Bundesebene, Menschen schneller 
eine Bleibeperspektive zu ermöglichen, unterstützen wir. Auto-
matisierte Verfahren zur Aufenthaltsverfestigung müssen aufge-
setzt werden. In diesem Sinne führen wir eine Beratungs- und 
Informationspflicht der Zuwanderungs- und Ausländerbehör-
den (analog jener im SGB) ein. Wir wollen, dass diejenigen, die 
die Voraussetzungen für § 25a oder § 25b Aufenthaltsgesetz 
erfüllen, oder Personen, die die Voraussetzungen zur Einbürge-
rung erfüllen, automatisch schriftlich und rechtzeitig über ihre 
aufenthaltsrechtlichen Möglichkeiten informiert werden.

So wird sichergestellt, dass Bleiberechte aktiv angenommen 
werden können – insbesondere auch von besonders schutzbe-
dürftigen und weniger mobilen Personen.

Die Härtefallkommission des Landes gehört zu den wenigen 
landesrechtlichen Einflussmöglichkeiten bei der Aufenthaltsver-
festigung. Künftig soll es keinen mehrjährigen Mindestvorauf-
enthalt als Zugangsbedingung bei der Anrufung der Härtefall-
kommission geben. Damit passen wir uns dem bundesweiten 
Standard an.

Beratung, Gesundheitsversorgung 
und Therapieangebote

Wir brauchen eine nachhaltig aufgestellte Beratungslandschaft 
mit guten Rahmenbedingungen, um personelle Kontinuität, 
Expert*innenwissen und eine unabhängige individuelle Bera-
tung zu gewährleisten. Die Migrationsberatungsstellen bilden 
hierbei die Grundpfeiler und werden von spezialisierten Fach-
stellen ergänzt. Wir wollen die jetzigen Strukturen zu einem 
aufeinander abgestimmten Beratungsnetzwerk in Schleswig-
Holstein ausbauen, stärken und wo es sinnvoll ist, verstetigen.

Menschen ohne Papiere, also ohne Aufenthaltsstatus in Schles-
wig-Holstein, haben keinen geregelten Zugang zu unserem 
Gesundheitssystem und müssen anders aufgefangen werden. 
Wir werden die wertvolle Arbeit der Medibüros in Kiel, 
Lübeck und Neumünster weiterhin unterstützen. Gleichzeitig 
setzen wir uns aber auch für eine aufenthaltsrechtliche Lösung 
für sie ein. Menschen erleben vor und auf der Flucht traumati-
sche Situationen. 

Gewalt an ihnen selbst oder nahestehenden Menschen, 
Tod, Verlust, Verfolgung, Trennung von Familienmitgliedern, 
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Freund*innen und der Heimat können zu starken psychischen 
Belastungen führen. Die psychosoziale Versorgung und indivi-
duelle unabhängige Beratung nach Ankunft und darüber hinaus 
müssen deshalb sichergestellt sein, der Zugang dazu ausgewei-
tet werden. Hierfür soll ein Landeskonzept zur verbesserten 
psychosozialen Versorgung geflohener Menschen erarbeitet 
werden. Ziel soll es sein, bestehende Beratungs- und Thera-
pieangebote bedarfsgerecht auszubauen und präventive Ange-
bote, beispielsweise an Schulen, aufzubauen.

Humanitäre Aufnahmepolitik
Schleswig-Holstein hat mit dem Landesaufnahmeprogramm 
für 500 Menschen einen humanitären Beitrag geleistet. Wir 
werden uns in Zusammenarbeit mit den Kommunen dafür ein-
setzen, dass weitere Programme als dauerhafte zweite Säule 
der schleswig-holsteinischen Fluchtaufnahmepolitik etabliert 
werden.

Die Aufnahme aus Seenot geretteter Schutzsuchender geht 
trotz der hohen Aufnahmebereitschaft von Land und Kommu-
nen nur schleppend voran. Viele Kommunen in Schleswig- Hol-
stein haben sich bereits zum „Sicheren Hafen“ erklärt. Das 
begrüßen wir ausdrücklich.

Wir setzen uns dafür ein, dass die Aufnahmebereitschaft und 
die Mitsprache der Kommunen größere Berücksichtigung in 
politischen Entscheidungsprozessen finden, um vor Ort eine 
größere Planungssicherheit zu erreichen.

Die Aufnahme von Verwandten der in Schleswig-Holstein 
lebenden Syrer*innen möchten wir fortführen und prüfen, 
ob eine analoge Landesaufnahmeregelung für Verwandte hier 
lebender Afghan*innen aufgebaut werden kann.

Die Aufnahme von Ortskräften der Bundeswehr und ihren 
Familien unterstützen wir ausdrücklich und wollen diese als 
Land Schleswig-Holstein auch auf Mitarbeiter*innen deutscher 
Nichtregierungsorganisationen und anderer Hilfsstrukturen in 
Afghanistan ausweiten. Auf Bundesebene setzen wir uns für ein 
entsprechendes Bundesaufnahmeprogramm ein.

Bund und Länder werden sich künftig auch mit legalen Einrei-
sewegen aufgrund klimabedingter Migration auseinandersetzen 
müssen. Auch hier sehen wir GRÜNE eine humanitäre Ver-
pflichtung und sehen uns als Schleswig-Holstein in der Verant-
wortung.

Keine Abschiebungen in 
Kriegs- und Krisengebiete

Wir GRÜNE sprechen uns entschieden gegen Abschiebungen 
in Kriegs- und Krisengebiete wie Afghanistan oder Syrien aus 
und werden uns dahingehend für einen generellen Abschiebe-
stopp einsetzen. Das Konzept der sogenannten sicheren Her-
kunftsländer lehnen wir weiterhin ab.

Rückführungen sind immer mit menschlichen Härten verbun-
den. Wenn aufenthaltsrechtliche Möglichkeiten ausgeschöpft 
sind, setzen wir uns dafür ein, dass Rückführungen weiterhin 
vor allem im Wege begleiteter Rückführungsprogramme umge-
setzt werden. Wir lehnen das Instrument der Abschiebehaft 
nach wie vor ab. Die rechtlichen Grundlagen für die Abschaf-

fung der Abschiebehaft müssen auf Bundes- und europäischer 
Ebene geschaffen werden.

Durch eine schleswig-holsteinische Initiative ist es uns gelun-
gen, dass die Inhaftierung von Kindern und Jugendlichen bun-
desweit ausgeschlossen werden soll. Bis zur Entscheidung auf 
Bundesebene werden wir dafür sorgen, dass in Schleswig-Hol-
stein auch weiterhin keine Kinder und Jugendlichen in Abschie-
behaft genommen werden.

Migrantische Selbstvertretung 
und Repräsentation

Menschen mit Flucht- oder Zuwanderungsgeschichte haben ein 
Recht auf Selbstvertretung und Partizipation. Wir wollen das 
neu geschaffene Integrationsgesetz dahingehend weiterentwi-
ckeln und besonders migrantische Selbstorganisationen finanzi-
ell unterstützen.

Schleswig-Holstein gehört zu den drei Bundesländern, in denen 
das Armutsrisiko für Menschen mit Migrationsgeschichte am 
höchsten ist. Wir wollen die Ursache hierfür wissenschaftlich 
untersuchen lassen und aus diesen Erkenntnissen politische 
Maßnahmen ableiten.

Unser Ziel ist eine angemessene Repräsentation unserer viel-
fältigen Gesellschaft auch in öffentlichen Institutionen, wie zum 
Beispiel den Parlamenten, der Polizei, der Justiz und bei Lehr-
kräften. Wir werden uns dafür einsetzen, dass alle Menschen 
ab 16 Jahren, die hier dauerhaft wohnen, wählen dürfen.

Öffentliche Verwaltung und Kommunen
Das Asyl- und Aufenthaltsrecht ist Bundesrecht. Dort, wo es 
auf Landesebene einen Handlungsspielraum gibt, wollen wir 
ihn im Interesse der Betroffenen nutzen. Dafür brauchen wir 
gut ausgestatte Ausländer- und Zuwanderungsbehörden. Wir 
wollen in der öffentlichen Verwaltung das Bewusstsein für 
strukturelle und intersektionale Gewalt sowie entsprechende 
Präventionsmöglichkeiten stärken. Für Land wie Kommunen 
wollen wir diskriminierungskritische Fortbildungs- und Sensibi-
lisierungsmaßnahmen anbieten.

Der Alltag von Menschen mit ungesichertem Aufenthalt ist von 
Behördengängen geprägt. Sie sind auf die behördlichen Ent-
scheidungen angewiesen, die lebensentscheidend sind.

Wir wollen, dass Frauen in Behörden gleichberechtigt adres-
siert und für Teilhabeangebote gewonnen werden. Ungleich-
behandlungen wie zum Beispiel die Eintragung des Mannes als 
Hauptleistungsbezieher mit voller Kontrolle über das Familien-
konto wollen wir verhindern. Gleichzeitig soll der hohen Belas-
tung der Mitarbeiter*innen in den Ordnungsbehörden durch 
digitalisierte und automatisierte Verfahren entgegengewirkt 
werden.

Die Richtlinie zur Förderung von Integration, Teilhabe und 
Zusammenhalt auf regionaler und lokaler Ebene soll weiter-
geführt werden, allerdings mit einer nachhaltigeren Ausrich-
tung als bisher. So sollen die MaTZ-Projekte (Maßnahmen für 
Teilhabe und Zusammenhalt) auch für zwei Jahre beantragt 
werden und Ansätze, die gelingen, können darüber hinaus auch 
in die Verlängerung gehen. Außerdem sollen diese Projekte 
auch Kinder und Jugendliche als Zielgruppe haben können.

Parteiprogramme: Die Grünen

http://www.frsh.de


40 · 5/2022 * Der Schlepper Nr. 104 * www.frsh.de

Die Koordinierungsstellen der Kreise sollen explizit auch 
geflüchtete Menschen als Zielgruppe aufnehmen und den 
Gesamtprozess vom Ankommen bis zur gesellschaftlichen Teil-
habe in ihrer Arbeit im Blick haben. Innovative Ansätze einzel-
ner Koordinierungsstellen oder Projekte sollen vom Land auf-
gegriffen und in die Fläche gebracht werden, sodass sich aus 
Leuchttürmen dauerhafte Strukturen entwickeln können.

Ehrenamt in der Geflüchtetenhilfe stärken
Große Bereiche des sozialen Miteinanders in Schleswig-Hol-
stein leben von bürgerschaftlichem Engagement. Insbesondere 
in der Geflüchtetensozialarbeit sind Ehrenamtliche eine wert-
volle Ergänzung. Eine „eins zu eins“-Begleitung einzelner Per-
sonen oder Familien wäre in vielen Fällen hauptamtlich nicht 
leistbar. Die Ankunft in einem neuen Land und das Ankommen 
in den Strukturen ist eine große Herausforderung. Deshalb 
braucht es eine offene Nachbarschaft und persönliche Kon-
takte zur hiesigen Gesellschaft. Aber der Staat darf sich dort, 
wo Menschen sich engagieren, seiner Verantwortung nicht ent-
ziehen. Im Gegenteil:

Um das Ehrenamt zu würdigen und zu stärken, braucht es Ver-
netzung mit hauptamtlichem Personal, das die Selbstständigkeit 
ehrenamtlicher Initiativen respektiert, auf Augenhöhe koope-
riert und diese mit verlässlichen Ressourcen unterstützt. Auch 
Supervisionsmöglichkeiten, der Zugang zu Dolmetscher*innen 
und natürlich Anerkennung und Wertschätzung der geleisteten 
Arbeit dürfen nicht fehlen.(…)

Der Verfassungsschutz schützt die Verfassung 
(…) Von Rechtsextremist*innen geht erwiesenermaßen die 
größte Bedrohung für unsere Demokratie aus. Der Ver-
fassungsschutz muss seine Analysefähigkeit im Bereich des 
Rechtsextremismus verbessern, um Bürger*innen angesichts 
der Gefahren, die von Rechtsextremist*innen ausgehen, besser 
zu informieren. Wir sprechen uns weiterhin gegen den Einsatz 
von bezahlten V-Leuten in den rechtsextremen Strukturen aus, 
um eine Förderung der Szene zu verhindern.(…)

Schleswig-Holstein steht stabil gegen Rechts
Die größte Gefahr für unsere Gesellschaft geht vom Rechts-
extremismus aus. Dies haben wir früh erkannt und beständig 
nicht nur die Beratungsstellen für Opfer rechter Angriffe und 
die regionalen Beratungsteams gegen Rechtsextremismus deut-
lich stärker gefördert, sondern auch stets eine eindeutige Posi-
tion gegen gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit und rechte 
Strukturen bezogen. Wir GRÜNE werden uns vehement dafür 
einsetzen, dass die Bekämpfung rechtsextremistischer Struk-
turen und Netzwerke für die Sicherheitsbehörden an oberster 
Stelle steht.

Opfer rechter Gewalt schützen
Die Opferperspektive ist für uns der zentrale Ausgangspunkt 
im Umgang mit Rechtsextremismus. Für den Schutz der Opfer 
ist eine sichergestellte psychologische Betreuung und eine 
angemessene Entschädigung notwendig. Polizei und Staatsan-
waltschaft wollen wir dazu verpflichten, Opfer rechter Angriffe 

über die Beratungsangebote in Schleswig-Holstein zu informie-
ren.

Die durch rassistische Strukturen aufkommende Opfer-Täter-
Umkehr kann zu langfristiger gesellschaftlicher Benachteili-
gung führen. Für Opfer rechter Gewalt braucht es daher eine 
positive Perspektive. Für Menschen ohne dauerhaftes Auf-
enthaltsrecht beziehungsweise deutsche Staatsangehörigkeit 
wollen wir ein Bleiberecht als Opfer rechter Gewalt schaf-
fen. Ein Bleiberecht in solch begründeten Fällen ist ein klares 
Signal gegen die „Ausländer raus“- Zielsetzung rassistischer 
Gewalttäter*innen. Außerdem wollen wir die statistische Erhe-
bung zu Opfern rechter Gewalt verbessern und die Beratungs-
angebote ausbauen.

Nachhaltige Förderung zivilgesellschaftlicher 
Arbeit, Präventionsarbeit ausbauen, politische 
Bildung stärken

Wir setzen uns für nachhaltiges zivilgesellschaftliches Enga-
gement gegen Rechtsextremismus und für unsere Demokra-
tie ein. Insbesondere wollen wir zivilgesellschaftlichen Trägern 
dafür eine langfristige Perspektive zusichern. Die Stärkung der 
freiheitlichen Demokratie durch politische Bildung ist eine dau-
erhafte Aufgabe und muss strukturell finanziell abgesichert 
werden. Kurzfristige Arbeitsverträge sorgen für unsichere Jobs 
und ungewisse Lebensplanungen. Daher wollen wir entspre-
chende Arbeit entfristen. Eine Förderung zivilgesellschaftli-
cher Arbeit muss auch bei wechselnden politischen Mehrheiten 
gewährleistet sein.

Wir wollen eine zielgerichtete Demokratiebildung für alle 
Altersgruppen sicherstellen und Möglichkeiten ausbauen, sich 
auch nach den etablierten Schul- und Jugendprogrammen über 
gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit fortbilden zu können. 
Es muss ein Verständnis für die freiheitliche Demokratie ent-
stehen und die Gegensätze zu rechter Ideologie aufgezeigt 
werden. Lehrkräfte sollen durch Fortbildungen und Angebote 
im Studium künftig besser in der Lage sein, Antisemitismus und 
rechte Tendenzen frühzeitig zu erkennen und diesen entgegen-
zuwirken.

Rechtsextreme Events begleiten und Einnah-
men versteuern

Es gibt kein ruhiges Hinterland. Rechtsrockkonzerte, rechte 
Kampfsportevents oder rechte Liederabende sind in der Regel 
keine Privatveranstaltungen, sondern dienen als Einnahme-
quelle für die rechte Szene. Dort, wo diese Veranstaltungen 
nicht unterbunden werden können, müssen diese von den 
Sicherheitsbehörden adäquat begleitet werden. Einnahmen aus 
kommerziellen Veranstaltungen müssen versteuert und öffent-
lich gemacht werden.

Rechtsradikalen Dominanzbestrebungen über-
all entgegenwirken

Wir wollen im ganzen Land und zusammen mit der Zivilgesell-
schaft daran arbeiten, dass keine „Angst-Räume“ durch rechts-
radikale Dominanzbestrebungen entstehen. Die Räume jüdi-
scher, migrantischer oder türkischer Gemeinden, von Verei-
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nen oder Dorfgemeinschaften müssen sichere Orte sein. Dafür 
wollen wir explizit in den Orten, in denen es zu Bedrohungen 
oder zur Ausbreitung rechter Strukturen kommt, reagieren, 
indem wir sie polizeilich schützen, in die Sozial- und Jugendar-
beit investieren sowie die demokratische Infrastruktur und Kul-
tureinrichtungen stärken.

Dabei bekennen wir uns zu den zivilgesellschaftlichen Initiati-
ven, die antifaschistische Arbeit leisten und in den Kommunen 
rechter Dominanz entgegentreten. Beratungsorganisationen 
wollen wir dazu befähigen, durch Sozialarbeit früh in der Lage 
zu sein, solche Dominanzbestrebungen zu erkennen und ihre 
Beratungen gezielt anzubieten.

Rassismus erkennen, Rassismus benennen
Wir fordern eine intensive Auseinandersetzung mit strukturel-
lem und institutionellem Rassismus und sind mit dem Landes-
aktionsplan gegen Rassismus einen ersten Schritt gegangen.

Ob „Racial Profiling“ oder eine Ungleichbehandlung von 
Bewerber*innen aufgrund eines Kopftuches – strukturel-
ler Rassismus ist verfassungswidrig, weil er der Gleichbehand-
lung in Artikel 3 des Grundgesetzes widerspricht. Trotzdem ist 
er für Opfer von Rassismen Alltag. Wir erkennen dies als stark 
vernachlässigtes Thema in der Öffentlichkeit und der Politik an.

Es braucht eine größere Repräsentation von Menschen mit 
Migrationsgeschichte in gesellschaftlich wichtigen und sichtba-
ren Positionen. Wir wollen uns für ein Partizipationsgesetz für 
Menschen aus Einwanderungsfamilien auf Bundesebene stark 
machen. Außerdem wollen wir ein kommunales Monitoring 
über Alltagsrassismus in ganz Schleswig-Holstein mit wissen-
schaftlicher Begleitung durchführen.

Wir erkennen an, dass antimuslimischer Rassismus, Rassismus 
gegen Schwarze, antiasiatischer Rassismus, Antisemitismus und 
Rassismus gegenüber Sintizze und Romnja spezifische Formen 
von Rassismus sind, die unterschiedlich wirken und unter-
schiedlich bekämpft werden müssen. So sieht es auch der Nati-
onale Aktionsplan gegen Rassismus vor.

Wir unterstützen die Vereinbarungen der Ampel-Koalition, 
spezifische Maßnahmen zur Bekämpfung von Rassismus zu 
ergreifen. Die Umsetzung der UN-Dekade für Menschen 
afrikanischer Herkunft mit der Unterstützung von Schwar-
zen Selbstorganisationen oder die Umsetzung der EU-Roma-
Strategie mit einem Monitoring für antiziganistische Vorfälle 
werden wir auch auf Landesebene unterstützen.

Noch viel zu oft werden Muslim*innen zur Zielscheibe von 
Hass, Übergriffen und Diskriminierungen. Wir wollen anti-
muslimischen Rassismus wirksam bekämpfen und die Werte 
einer offenen und toleranten Gesellschaft schützen. Außerdem 
unterstützen wir die Kooperation mit muslimischen Verbän-
den, um das gegenseitige Verständnis der komplexen Vielfalt 
unterschiedlicher sozialer, ethnischer und religiöser Gruppie-
rungen zu fördern. Die Zivilgesellschaft ist ebenfalls gefordert. 
Wir GRÜNE wollen hier Kooperationen aufbauen und unter-
stützen. Hierbei wollen wir Projekte nicht nur auf die Themen 
des Islam beschränken, sondern auch Menschen ohne religiö-
sen Glauben in den Dialog einbeziehen.

Gegen jeden Antisemitismus
Antisemitismus ist ein gesamtgesellschaftliches Problem und 
existiert nicht nur außerhalb der sogenannten Mitte der Gesell-
schaft. Antisemitismus gibt es von rechts, links, muslimischer 
oder christlicher Seite und muss auch in allen gesellschaftlichen 
Gruppen bekämpft werden.

Jüdische Menschen in Schleswig-Holstein müssen sich sicher 
fühlen können. Ihre Sicherheit und der Schutz jüdischer Ein-
richtungen und Gemeinden muss umfassend sein. Dafür 
setzen wir uns ein. Um effektiver gegen Antisemitismus vor-
zugehen und Dokumentationen von Vorfällen vornehmen 
zu können, wollen wir die Landesweite Informations- und 
Dokumentationsstelle Antisemitismus (LIDA) sowie den*die 
Landesbeauftragte*n für jüdisches Leben und gegen Antisemi-
tismus weiter stärken. Die Geschäftsstelle wollen wir vom dem 
Bildungsministerium zum Landtag überführen.

Antisemitismuskritische Projekte, Organisationen und For-
schungen sollen nicht nur gefördert werden, sondern auch von 
staatlicher Seite mehr Beachtung finden. Darüber hinaus sollen 
Fortbildungen und Fachtagungen zum Thema Antisemitismus 
für Lehrkräfte ausgebaut werden, um eine größere Beachtung 
zu schaffen. Kooperative Projekte mit dem Staat Israel oder 
der Gedenkstätte Yad Vashem sowie Schüler*innenaustausche 
oder Bildungsreisen für Lehrkräfte mit dem IQSH unterstützen 
wir ausdrücklich.

Sicherheitsbehörden besser gegen 
Rechtsradikalismus aufstellen

Die Sicherheitsbehörden müssen besser befähigt werden, 
Gefährdungen durch rechtsextremistische Netzwerke und 
Strukturen sowie rechtsextremistisch motivierte Gewalt bis hin 
zu terroristischer Bedrohung tatsächlich zu erkennen. Beson-
ders das Erkennen von Rechtsextremismus und die Gefahr, die 
durch völkische und eingeschworene Gemeinschaften bis hin 
zur europäischen und internationalen Kooperation von Rechts-
extremen entsteht, müssen viel stärker in den Blick genommen 
werden.

Gerade aufgrund der Veränderung der rechten Szene in den 
letzten Jahren wollen wir die Ermittlungsbehörden mit mehr 
sozialwissenschaftlicher Kompetenz ausstatten, um etwa das 
Vordringen rechter Akteur*innen in den sog. „vorpolitischen 
Raum“ (Schulen, Redaktionen usw.) frühzeitig zu erkennen und 
darauf zu reagieren.

Hass und Hetze im Netz effektiv mit Zivilgesell-
schaft und Rechtsstaat entgegentreten

Rechtsextreme Ideologie verbreitet sich durch Propaganda in 
den sozialen Medien immer einfacher. Außerdem dienen Face-
book und Co. Neonazis zur Vernetzung und Radikalisierung.

Wir fordern eine konsequente staatliche Verfolgung straf-
barer Inhalte sowie eine anschließende Löschung durch 
die Betreiber*innen und eine finanzielle Grundlage für die 
Bekämpfung von Hass im Netz auch für staatliche Behörden 
und zivilgesellschaftliche Vereine.
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Hassgewalt konsequent erfassen und ermitteln
Immer wieder kommt es zu rechtsextrem motivierter 
Gewalt. Dabei ist eine geringe Aufklärungsquote, geringe Stra-
fen und nicht vollstreckte Haftbefehle gegen rechtsextreme 
Straftäter*innen bedauerlicher Status-Quo. Polizei und Justiz 
müssen durch Aus- und Weiterbildung im Bereich der Bekämp-
fung von Rechtsextremismus und gruppenbezogener Men-
schenfeindlichkeit gefördert werden.

Ein strengeres Waffenrecht
Die rechtsextreme Ideologie predigt einen „Kampf gegen 
die BRD“. Es wird auch dazu aufgerufen, sich zu bewaffnen. 
Neben dem Entzug der „waffenrechtlichen Erlaubnis“ für iden-
tifizierte Rechtsradikale fordern wir allgemein striktere Regeln 
für Anträge auf eine Waffenerlaubnis, das Verbot für halbau-
tomatische Waffen für Privatpersonen und eine konsequente 
Überprüfung von privaten Waffen und Munitionsbeständen. 
Alle Waffenscheine wollen wir nur nach persönlicher Vorspra-
che erteilen.

Das Landtagswahlprogramm 2022 Bündnis 90/Die Grünen im 
Internet: https://bit.ly/3rjMZ7W 
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